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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Die im Vorjahr vom Bundesrat beantragte Totalrevision des Kartellgesetzes konnte im
Berichtsjahr verabschiedet werden. Kartellabsprachen über Preise, Produktionsmengen
und Gebietsaufteilungen (sogenannt harte Kartelle) sind damit in Zukunft grundsätzlich
verboten. Im Nationalrat war Eintreten unbestritten, obwohl die Fraktionssprecher der
SVP und der FP (Blocher und Dreher, beide ZH) keinen guten Faden an dem neuen
Gesetz liessen. Beide beurteilten das Gesetz als überflüssig, da sich in der Schweiz die
meisten Kartelle aufgelöst hätten, und kritisierten zudem, dass staatlich geregelte
Märkte von den Vorschriften ausgenommen sind. In der Detailberatung scheiterte ein
vom Gewerbevertreter Früh (fdp, AR) eingebrachter Antrag, unter bestimmten
Umständen sogenannte harte Kartelle weiterhin zuzulassen, mit 123:50 Stimmen. Die
vom Bundesrat vorgeschlagene Genehmigungspflicht für
Unternehmenszusammenschlüsse wurde auf Antrag der Kommissionsmehrheit durch
eine Meldepflicht ersetzt; je nach Einschätzung der neuen Marktverhältnisse könnte
dann die Wettbewerbskommission aktiv werden. Dabei setzte der Rat die
Umsatzgrenze, ab welcher Fusionen meldepflichtig sind, relativ hoch an (2 Mia Fr. resp.
500 Mio Fr. gemeinsamer Ausland- resp. Inlandumsatz; zudem je mindestens 100 Mio
Fr. Inlandumsatz der zwei grössten Partner). Für den Medienmarkt wurde wegen der in
diesem Bereich besonderen Bedeutung eines funktionierenden Wettbewerbs ein
deutlich niedrigerer Wert festgeschrieben.
Im Ständerat war Eintreten ebenfalls unbestritten. Bei den zulässigen Abweichungen
vom Verbot von Absprachen zwischen Unternehmen - das betrifft solche, die zur
Erzielung von Rationalisierungseffekten vorgenommen werden - hielt der Rat explizit
fest, dass auch Vereinbarungen über die Verwendung von sogenannten
Kalkulationshilfen bei der Preisgestaltung zulässig sein sollen. Sonst schloss er sich
weitgehend den Entscheiden der grossen Kammer an, welche ihrerseits die Erweiterung
der erlaubten Ausnahmen übernahm. In der Schlussabstimmung wurde das neue Gesetz
vom Nationalrat mit 14 Gegenstimmen (v.a. aus der SVP und der FP), vom Ständerat
einstimmig verabschiedet. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1995
HANS HIRTER

Nachdem sich der Ständerat im März 2013 mit der Revision des Kartellgesetzes
auseinandergesetzt und in einigen zentralen Punkten Anpassungen am bundesrätlichen
Entwurf vorgenommen hatte, sprach sich im Januar 2014 die Kommission für Wirtschaft
und Abgaben des Nationalrates (WAK-NR) gegen die Vorlage aus und stellte der grossen
Kammer den Antrag, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Gründe für die Ablehnung
waren laut Medienmitteilung der WAK-NR unterschiedlich: Einige
Kommissionsmitglieder begründeten ihren Entscheid damit, dass in der ständerätlichen
Detailberatung Bestimmungen aus der Vorlage gestrichen worden waren, die in ihren
Augen für die Stärkung des Wettbewerbs und die Bekämpfung der Schweizer
Hochpreisinsel von zentraler Bedeutung gewesen wären. Andere lehnten die Vorlage ab,
weil sie zum einen das geltende Recht für genügend hielten und weil es zum anderen
noch keine Rechtspraxis gab, die man hätte revidieren können. Die grosse Kammer
folgte im März 2014 dem Vorschlag der WAK-NR und entschied mit 106 zu 77 Stimmen
bei 4 Enthaltungen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die kleine Kammer hielt im Juni
2014 ihrerseits am Entscheid des Vorjahrs fest und spielte damit den Ball an den
Nationalrat zurück. Im Vorfeld der Herbstsession 2014 liess die WAK-NR verlauten, dass
man der grossen Kammer nun doch empfehle, auf den Entwurf einzutreten. In einigen
zentralen Punkten widersprach die WAK-NR jedoch dem ständerätlichen Entscheid und
bereitete zahlreiche Anträge vor. So zog sie es in Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h.
den Grundsatzverboten von Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen
Konkurrenten (Horizontalabreden) sowie von vertikalen Preisbindungen und
Gebietsabschottungen zwischen Produzenten und Händlern (Vertikalabreden) vor, an
der geltenden Regelung festzuhalten. Zudem hielt eine Mehrheit der
Kommissionsmitglieder die Regelung des Ständerates betreffend die unzulässige
Behinderung des Einkaufs im Ausland für impraktikabel. Die WAK-NR schlug ihrerseits
eine Kompromisslösung über den Begriff des Missbrauchs der relativen Marktmacht vor.
Betreffend die institutionelle Reform sprach sich die Kommission für eine auf 7
Mitglieder beschränkte, ausschliesslich aus unabhängigen Sachverständigen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.10.2014
DAVID ZUMBACH
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bestehende Wettbewerbskommission (WEKO) aus und lehnte den ständerätlichen
Antrag für eine 11-köpfige WEKO ab. Obgleich sich die Kommissionsmehrheit für ein
Eintreten stark machte, fand sich im Nationalrat auch in der Herbstsession 2014 keine
Mehrheit für den Antrag: Mit 99 zu 80 Stimmen bei 12 Enthaltungen folgte die grosse
Kammer einem Minderheitsantrag Rime (svp, FR) und versenkte den Entwurf zum
Kartellgesetz damit definitiv. Die Medien bezeichneten die Revision des Kartellgesetzes
als „Musterbeispiel einer gescheiterten Vorlage“. Die vom Bundesrat beabsichtigte
Stärkung der WEKO galt zu Beginn als ein mehrheitsfähiges Anliegen. Während
grundlegender Widerstand gegen den Vorschlag des Bundesrats aus der SVP, der BDP
und vom Gewerbeverband kam, die alle einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf in
Abrede stellten, erhielten die Gegner im Nationalrat überraschend Unterstützung von
einer Mehrheit der Grünen und einer Minderheit der SP. Wirtschafts- und
Gewerkschaftskreise wehrten sich gegen die Verkleinerung und Professionalisierung
der WEKO. Anstelle des 11- bis 15-köpfigen Gremiums, dem neben unabhängigen
Sachverständigen auch Vertreter von vier Verbänden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Stiftung für
Konsumentenschutz) angehören, hätte die Kommission gemäss Ständerat auf fünf
unabhängige Sachverständige reduziert werden sollen. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

À la suite du Conseil national, le Conseil des Etats a approuvé une motion Fabio Pedrina
(ps, TI) (07.3272) visant à optimiser les capacités du réseau ferroviaire national par une
révision du système de tarification du sillon qui prenne en compte, d’une part, le
rapport entre l’offre et la demande et, d’autre part, la plage horaire. L’intégration de
ces deux critères doit faciliter la vente des sillons les moins attractifs grâce à un prix
plus faible. Les sénateurs ont par ailleurs assorti cette décision de principe de
directives relatives à sa mise en œuvre. Ils ont ainsi approuvé une motion Büttiker (prd,
SO) chargeant le Conseil fédéral de réviser l’ordonnance sur l’accès au réseau
ferroviaire d’ici à la fin du premier semestre 2009 en exploitant toutes les possibilités
offertes par la base légale en vigueur, puis de présenter un projet comportant les
modifications législatives nécessaires dans le cadre du troisième paquet de la réforme
des chemins de fer 2. Le Conseil national a quant à lui approuvé sans discussion une
motion Rime (udc, FR) (08.3596) identique à la motion Büttiker. 3

MOTION
DATUM: 19.12.2008
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil des Etats l’année précédente, le Conseil national a adopté
tacitement la motion Büttiker (prd, SO) chargeant le Conseil fédéral de réviser le
système de tarification du sillon afin d’optimiser les capacités du réseau national en
exploitant toutes les possibilités offertes par la base légale en vigueur. Le texte transmis
enjoint également le gouvernement de présenter, dans un second temps, un projet
législatif plus ambitieux dans le cadre du troisième paquet de la réforme des chemins
de fer 2. Le Conseil des Etats a quant à lui décidé de transmettre la motion jumelle
Rime (udc, FR) (08.3596) approuvée l’année précédente par la chambre du peuple. Sur
le même Sujet, le Conseil national a en outre transmis la motion Pedrina (ps, TI)
(07.3272) telle que modifiée formellement par le Conseil des Etats l'année
précédente. 4

MOTION
DATUM: 04.06.2009
NICOLAS FREYMOND

1) Amt. Bull. NR, 1995, S. 1057ff.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2046f.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2110; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2298; Amt.
Bull. StR, 1995, S. 1013f.; Amt. Bull. StR, 1995, S. 1065; Amt. Bull. StR, 1995, S. 845ff.; BBI, 1995, IV, S. 516ff.; Presse vom 7.6.,
8.6. und 21.9.95
2) AB NR, 2014, S. 118 ff.; AB NR, 2014, S. 1552 ff.; AB SR, 2014, S. 452 f.; BBI, 2012, S. 3905 ff.; BBl 2012, S. 3905 ff.;
Medienmitteilung WAK-NR vom 19.8.14; Medienmitteilung WAK-NR vom 28.1.14; NZZ, 18.09.2014 ; NZZ, 22.01.2014
3) BO CE, 2008, p. 280 ss. (Pedrina) et 861 s. (Büttiker); BO CN, 2008, p. 1956.
4) BO CN, 2009, p. 1045; BO CE, 2009, p. 669; BO CN, 2009, p. 667 ss.
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